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Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(No 1426.) Verordnung, über den Mandats-, den ſummariſchen und den Bagatellprozeß. 
Vom Iſten Juni 1833. N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. | 

Die in Unſerer Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Prozeß⸗ 
formen beduͤrfen fuͤr diejenigen Sachen, welche zu einem abgekuͤrzten Verfahren 
geeignet ſind, einer Abaͤnderung, welche nicht fuͤglich bis zur Vollendung der 
von Uns angeordneten allgemeinen Reviſion der Geſetze ausgeſetzt bleiben kann; 
Wir verordnen daher einſtweilen für diejenigen Provinzen Unſerer Monarchie, 
in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Kraft hat, jedoch mit Ausſchluß des 
Großherzogthums Poſen, auf den Antrag Unſerer Juſtizminiſter und nach ver⸗ 
nommenem Gutachten einer von Uns aus Mitgliedern des Staatsraths ernann⸗ 
ten Kommiſſion, wie folgt: N 


Serfer Titel. 


a Vom Mandatsprozeſſe. 
5 8 GL 
Der Mandatsprozeß ſoll kuͤnftig nicht bloß in den durch Titel 28. F. 15. 
110 Prozeßordnung beſtimmten, ſondern uͤberhaupt in folgenden Faͤllen ſtatt⸗ 
nden: „ . 
1) wegen aller Verbindlichkeiten aus einſeitigen Geſchaͤften, wenn die daruͤber 

errichtete Urkunde a ö 

entweder nach $. 123. Titel 10. der Prozeßordnung fuͤr eine oͤffent⸗ 
liche inlaͤndiſche Urkunde zu achten iſt; a \ 

oder von einer inlaͤndiſchen öffentlichen Behörde in eigner Angelegen⸗ 
heit ausgefertigt worden; = ER, ; N 

oder mit Beglaubigung der Unterſchrift durch ein inlaͤndiſches Gericht 
oder einen inlaͤndiſchen Notar verſehen iſt; 

2) wegen aller, auch aus zweiſeitigen Geſchaͤften herruͤhrenden, Forderungen 
von Kapitalien, Zinſen und zu beſtimmten Zeiten wiederkehrenden Leiſtun⸗ 
gen, wenn dieſe Forderungen aus dem Anpothefenbuche hervorgehen, oder 

wenn uͤber dieſelben in Ermangelung eines vollendeten Hypothekenbuches 
eeine Rekognition von der Hypothekenbehoͤrde ertheilt worden iſt; 5 
Jahrgang 1833. (No. 1426.) \ H 3) we⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 10ten Juni 1833.) 


= m _ 


3) wegen Anfprüche aus einem die Exekution nicht mehr zulaſſenden Erkennt⸗ 
: niffe, ſeit deſſen Rechtskraft noch nicht fünf Jahre verfloſſen find; 

4) wegen Forderungen der Geiſtlichen, gerichtlichen Anwalte und Notare, der 
Feldmeſſer und Kondukteure fuͤr ihre Gebuͤhren und Auslagen, wenn dieſe 
durch die vorgeſetzte Behoͤrde feſtgeſetzt worden find und das Feſtſetzungs⸗ 
Dekret mit der Klage zugleich überreicht wird, fo wie der Gerichte für ihre 
Gebuͤhren und Auslagen. 

ö 7 H. BE 1 
In diefen Fällen wird auf die Klage, unter abſchriftlicher Mittheilung 
derſelben, ein Befehl an den Verklagten erlaſſen, binnen vierzehn Tagen, vom 

Tage der Inſinuation des Befehls an, entweder den Klaͤger klaglos zu ſtellen, 

oder ſeine Einwendungen gegen die Forderung muͤndlich zu Protokoll oder 

ſchriftlich anzubringen, widrigenfalls auf Antrag des Klägers, und nach gehörig 
geſchehener Inſinugtion — wovon der Kläger zu benachrichtigen iſt — die Eyes 
kution verfuͤgt werden wuͤrde. e 

5 In beſonderen Faͤllen ſteht dem Richter die Befugniß zu, die Friſt auf 
acht Tage zu verkuͤrzen, oder bis auf ſechs Wochen zu verlaͤngern. 


a N 3. f 
Gegen dieſen Befehl ſind nur ſolche Einwendungen zulaͤſſig, welche ſofort 
durch Urkunden, Eideszuſchiebung, oder ſolche Zeugen, deren unverzuͤglicher Ab⸗ 
hoͤrung kein Hinderniß entgegenſteht, liguid gemacht werden koͤnnen. 
BVBringt der Verklagte dergleichen Einreden vor, fo find beide Partheien 
und die vom Verklagten benannten Zeugen, zur muͤndlichen Verhandlung der 
Sache nach Vorſchrift des $. 18 und ff. vorzuladen. 3 
Findet der Richter den Einwand erheblich und bewieſen, ſo wird auf 
Zuruͤcknahme des Mandats erkannt. Wenn dagegen appellirt wird, ſo muß bis 
zur rechtskraͤftigen Entſcheidung die Exekution fuspendirt bleiben. 
a Wird der Einwand unerheblich oder unerwieſen befunden, ſo wird auf 
Vollſtreckung des Mandats erkannt, und die Appellation gegen ein ſolches Urs 
theil kann die Exekution nicht aufhalten. a 
In beiden Faͤllen bleibt dem unterliegenden Theile die Verfolgung ſeiner 


Anſpruͤche im beſonderen Prozeſſe vorbehalten. i 


Eine Rekonvention, inſoweit fie ſich nicht zu einer Kompenſations⸗Ein⸗ 

rede eignet, hat nur die Begruͤndung des Gerichtsſtandes zur Folge. 
. F. 4. 

Einreden, welche nach Ablauf der im Mandate feſtgeſetzten Friſt vorge⸗ 
gebracht worden, ſollen die Exekution des Mandats nicht aufhalten, vielmehr 
mittelſt einfacher Verfuͤgung zum Separatverfahren im geeigneten Wege des 
Prozeſſes, verwieſen werden. ER 

$. 5. 55 
a Beſchwerden darüber, daß der Mandatsprozeß zur Ungebuͤhr verweigert 
worden, ſind im Wege des Rekurſes an die dem Richter vorgeſetzte Inſtanz zu 


erledigen. Zwei 
Zwei⸗ 


55 
eier Titel. 
Vom ſummariſchen Prozeſſe. 


. 85 
Der ſummariſche Prozeß, inſofern die Sache ſich nicht zum Mandats⸗ 
Prozeſſe eignet, findet ſtatt: 
1) in allen Faͤllen, in denen nach den bisherigen Vorſchriften der Exekutiv⸗ 
Prozeß eintrat; f 
2) aus Urkunden uͤber zweiſeitige Geſchaͤfte, welche im Inlande: 
entweder in Form oͤffentlicher Urkunden ausgeſtellt, 15 =. 
oder von einer öffentlichen Behörde in eigner Angelegenheit ausgefertigt 
oder mit gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung der Unterſchrift 
verſehen ſind. 5 
3) aus Privaturkunden über Darlehns⸗, Verwahrungs⸗ und Leihvertraͤge, über 
Kauf⸗, Tauſch⸗, Lieferungs⸗ und Miethsvertraͤge, uͤber verſprochene Pen⸗ 
ſionen, Beſoldungen, Alimente, Renten und alle zu beſtimmten Zeiten 
wiederkehrende Leiſtungen; 
4) wegen Forderungen: | 
der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Krämer, Kuͤnſtler und Handwerker 
i 5 Arbeiten und gelieferte Waaren, ſo wie fuͤr Vorſchuͤſſe an ihre 
rbeiter; 
der Medizinalperſonen. für ihre Beſuche, Operationen und Arzneimittel; 
der offentlichen und privat Schul- und Erziehungs⸗Anſtalten für den 
Unterhalt, den Unterricht und die Erziehung; 2 
der. öffentlichen und privat Lehrer hinſichtlich des Honorars; 
der Lehrherren hinſichtlich des Lehrgeldes; 
der 1 Wirthſchafts-Offizianten und des Geſindes an Gehalt 
und Lohn; f f 
der oe und anderer gemeiner Handarbeiter hinſichtlich ihres 
ohnes; a . 
der Fuhrleute und Schiffer hinſichtlich des Fuhr⸗ und Frachtgeldes; 
der Gaſt- und Speiſewirthe für die von ihnen gegebene Wohnung und 
den gelieferten Unterhalt; : 
5) wegen Injurien, inſoweit fie ſich nicht zum Unterſuchungsverfahren eignen. 
i K 75 N 
Den Gerichten ſteht in jeder Lage des Prozeſſes die Befugniß zu, wenn 
fie finden, daß eine der im F. 6. gedachten Sachen zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung im Wege des ſummariſchen Prozeſſes ſich nicht eignet, dieſelbe zum 
ordentlichen Prozeßverfahren zu verweiſen, ſo wie auf den uͤbereinſtimmenden 
Antrag der Partheien außer den vorerwaͤhnten Klageſachen auch andere Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im ſummariſchen Prozeſſe zu verhandeln. Gegen dieſe Verfügungen. 
findet kein Rekurs ſtatt. 9 2 N i N 
Die Mandatare bedürfen zu einem ſolchen Antrage keiner Spezial 
Vollmacht. 2 
(No. 1426.) Erfter 


Erſte Inſtanz. 


werden. 


8 BE 
Er ſter A beſchniet t. 
Vom Verfahren bei Gerichten, welche ein Kollegium bilden. 


| $. 8. a | 
Findet das Gericht die Klage vollſtaͤndig und begründet, fo iſt der Ver⸗ 


klagte, unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben und ihrer Anlagen, mit Andro⸗ 


ung der in den $.$. 12. und 14. der gegenwärtigen Verordnung beſtimmten 
gchtheile, vor einen Deputirten des Gerichts zur Klagebeantwortung vorzuladen. 


5 9. 9. 
Der Termin wird dergeſtalt anberaumt, daß dem Verklagten eine Friſt 
von vierzehn Tagen, von dem Tage der Inſinugtion an gerechnet, zur Vorbe⸗ 


reitung ſeiner Einlaſſung frei bleibt. f ES, 

Wohnt der Verklagte nicht am Sitze des Gerichts, ſo iſt die Friſt nach 
71 0 der Entfernung ſeines Wohnorts vom Sitze des Gerichts, zu ver⸗ 
ängern EN r 


In beſonders ſchleunigen Sachen kann die Friſt auch fuͤrzer beſtimmt 


N $. 10. 2 n 
Der Klaͤger wird zu dem Termine unter der Verwarnung mit vorge⸗ 


laden, daß bei ſeinem Ausbleiben die Akten auf ſeine Koſten reponirt werden. 


bracht werden. 


= F. 11. 

Die Verlegung des Termins findet ohne Zuſtimmung des andern Theils 
nur einmal ſtatt und in dieſem Falle nur, wenn die Hinderungsurſachen be⸗ 
ſcheinigt ſind. 5 ö 8 5 

Bei Anberaumung des neuen Termins ſoll zwar in der Regel die im 
F. 9. vorgeſchriebene Friſt beobachtet, doch muß dieſelbe auch mit Ruͤckſicht auf 
die Beſchaffenheit der Hinderungsurſachen dergeſtallt verlängert werden, daß 
dem Verklagten Zeit zur Vertheidigung ſeiner Rechte bleibt. 

es PR ; 

Erſcheint der Verklagte nicht, fo nimmt das Gericht auf den Vortrag 
des Deputirten in der naͤchſten Sitzung die in der Klage angefuͤhrten Thatſachen 


7 


für zugeſtanden an, und erkennt auf den Antrag des Klaͤgers, ſo weit es die 
Klage für rechtlich begruͤndet erachtet, in contumaciam gegen den Verklagten. 


Naͤumt der Verklagte die Forderung ein, ſo wird auf den Vortrag des 
Deputirten in der naͤchſten Sitzung die Agnitions⸗Reſolution abgefaßt, auch ſelbſt 
wenn der Klaͤger im Termine nicht erſchienen iſt. 

; 14. er ’ 
Beeſtreitet der Verklagte den Anfprucd, fo muß derſelbe die Klage nicht 
nur vollſtaͤndig beantworten, ſondern auch alle Einreden in dem Klagebeantwor⸗ 
tungs⸗Termine vorbringen. | er 
8 Thatſachen und Urkunden, woruͤber er ſich nicht erklaͤrt, werden fuͤr zuge⸗ 
ſtanden und anerkannt gehalten. Jernere Einreden, welche auf Thatſachen beru⸗ 
hen, duͤrfen im 


9. 15. 


Laufe der erſten Inſtanz vom Verklagten nicht mehr vorge- 


= F. 15. = : 2 
Etrſcheinen die Partheien im Klagebeantwortungs⸗Termine, fo verſucht der 
Deputirte die Sühne f 16 ? 
Editionsgeſuche einer Partei: gegen die andere muͤſſen in der Klage oder 
Klagebeantwortung angebracht werden, und es iſt daruͤber zugleich mit der Haupt⸗ 


ſache zu verhandeln. 


i f $. 17. SE 
SEtditionsgeſuche gegen Dritte find mit der Klage oder Klagebeantwortung, 
jedoch in beſonderen Schriften oder Protokollen, unter den Partheien zu ver⸗ 
handeln. Auf den Antrag des Editionsſuchers kann die Verhandlung der 
Hauptſache bis zur Erledigung des un ausgeſetzt werden. 


Außer dieſem Falle ſind die Partheien, ſobald die beſtreitende Klage⸗ 
beantwortung erfolgt iſt, unter Mittheilung einer Abſchrift derſelben an den 
Klaͤger, zur muͤndlichen Verhandlung der Sache vor das erkennende Gericht 
vorzuladen, mit Androhung des nach den (. 23. 24. und 25. den Ausbleibenden 
treffenden Nachtheils, und mit der Aufforderung, die in Bezug genommenen oder 
nur in Abſchrift beigebrachten Urkunden N zur Stelle zu bringen. 


e Eine Verlegung der zur mündlichen Verhandlung der Sache anberaum⸗ 
ten Sitzung findet nur auf uͤbereinſtimmenden Antrag der Partheien ſtatt. i 
5 20. 


Sind die Partheien nach erfolgter Klagebeantwortung daruͤber einig, daß 
die muͤndliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte entbehrt werden kann, 
ſo ſind die Akten ſofort zum Spruch vorzulegen, und muß das Erkenntniß vor⸗ 
huͤglich beſchleunigt werden. = = 
Ein Benni der zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Sachen ift 

drei Tage vor derſelben vor dem Sitzungsſaale auszuhaͤngen. Die Verhand- 
lung geſchieht nach der Reihefolge dieſes Verzeichniſſes, falls nicht dringende Ur⸗ 
ſachen nach dem Ermeſſen des Gerichts eine Ausnahme erfordern. 5 
Erſcheint eine Parthei bei dem Aufruf der Sache nicht zu der in der 
Vorladung fuͤr ſie beſonders zu beſtimmenden Stunde, ſo ſind die Vorſchriften 
der F. 23. 24. und 25. zu befolgen. 5 i 


= Saͤmmtliche bei dem Gerichte angeftellte richterliche Beamte, Referenda⸗ 
rien, Auskultatoren und Juſtizkommiſſarien, ſo wie die Partheien, haben bei der 
zur muͤndlichen Verhandlung anberaumten Sitzung Zutritt, Letztere jedoch nur, 
wenn ihre Sache verhandelt wird. Saͤmmtliche bei der Sache nicht betheiligte 
Perſonen muͤſſen ſich aber entfernen, ſobald eine der Partheien darauf antraͤgt, 
oder das Gericht aus Gruͤnden der oͤffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit 
dies fuͤr angemeſſen erachtet. 8 ir 


Etſcheinen beide Partheien in der zur mündlichen Verhandlung beſtimm⸗ 
ten Sitzung nicht, ſo ſind die Akten auf Koſten des Klaͤgers zu reponiren. 
e. 140 5 8 $. 24. 


. 5 
JJ = Ben 
Erſcheint die eine der Partheien nicht, oder läßt fie ſich auf die Sache 
nicht ein, fo kann die andere Parthei auf Repoſition der Akten auf Koſten des 
Gegners, oder auf e antragen. 


Bei der Kontumazialverhandlung werden alle ſtreitige, von dem Nicht⸗ 
erſchienenen angeführte, mit ſchriftlichen Beweiſen nicht unterſtuͤtzte Thatſachen 
fuͤr nicht angeführt erachtet, und alle von dem Gegentheil angeführte Thatſachen, 
denen noch nicht ausdruͤcklich widerſprochen worden, find für zugeſtanden, ſo wie 
die vom Gegentheil beigebrachten Urkunden für rekognoszirt anzusehen. 

Eben ſo wird es gehalten, wenn eine erſchienene Parthei ſich auf ſolche 
neue Umſtaͤnde, welche bei der mündlichen Verhandlung noch vorgebracht werden 
duͤrfen, nicht einlaͤßt. Te 


Dier muͤndliche Vortrag, 1 durch den Deputirten, oder bei deſſen 

Verhinderung durch ein anderes Mitglied des Gerichts, eine kurze muͤndliche 
Darſtellung der Sache voranzuſchicken iſt, wird in der Gerichtsſitzung durch die 
Parthei in Perſon, oder durch einen von ihr aus der Zahl der bei dem Gerichte 
angeſtellten Juſtizkommiſſarien zu waͤhlenden Bevollmächtigten, oder durch einen 
auf ihr Verlangen ihr zugeordneten Beiſtand gehalten, wobei dem Verklagten 
das letzte Wort gebuͤhrt. Auch diejenigen Perſonen, welche geſetzlich die Ver⸗ 
0 einer Vollmacht für ſich haben, Dürfen zu Bevollmächtigten beftellt 
werden. 8 - 

3 277 RE 


$ — | 

Werden bei der muͤndlichen Verhandlung von einer Parthei Thatumftände, 
in fo weit fie nach F. 14. noch zuläffig find, und Beweismittel angebracht, auf 
welche die andere Parthei nicht vorbereitet ſein konnte, ſo iſt durch muͤndliche 
Verfuͤgung des Gerichts, welche zugleich die Stelle der Vorladung vertritt, die 
Fortſetzung der Verhandlung zu einer andern Sitzung anzuberaumen. 

Erſcheinen in dieſer anderweiten Sitzung die Partheien nicht, ſo ſind die 
H. 23. 24. und 25. zur Anwendung e 


Die Leitung der muͤndlichen Verhandlung, die Sorge für gehörige Eroͤr⸗ 
terung der Sache, der nochmalige Verſuch der Suͤhne, die Befugniß zur Schlie⸗ 
fung der Verhandlung, gebühren dem Vorſitzenden des Gerichts, welcher jedoch 
hierbei auf die Meinung der beiſitzenden Richter Ruͤckſicht zu nehmen, und Dies 
jenigen Fragen, welche letztere den Partheien vorgelegt zu ſehen wuͤnſchen, zu 
ſtellen hat. 3 

29 


0 

Iſt die Sache zum Endurtheile reif, ſo wird das Erkenntniß mit den 
Entſcheidungsgründen den Partheien noch in der naͤmlichen, oder in einer ſofort 
zu beſtimmenden, jedoch nicht uͤber A hinauszuſetzenden Sitzung publizirt. 


Iſt eine Beweisaufnahme erforderlich, ſo muß dieſelbe durch eine ſofort 
abzufaffende Reſolution, welche die zu beweiſenden Thatſachen und die Beweis⸗ 
mittel feſtſetzt, verfuͤgt werden. i 5 0 57 


gr 


sc $. 31. 

; Soll hiernach von der Parthei, welche am Orte des Gerichts oder in 
deſſen Nähe wohnt, ein Eid geleiſtet werden, ſo iſt derſelbe in der Gerichts⸗ 
5 jedoch nicht früher als acht Tage nach Auferlegung deſſelben abzunehmen, 
elbſt wenn die Parthei bei letzterer in a Sitzung anweſend waͤre. 


; Iſt die Parthei, welche den Eid zu leiſten hat, am Orte des Gerichts 
oder in deſſen Naͤhe nicht wohnhaft, ſo requirirt das erkennende Gericht denje⸗ 
nigen Richter, in deſſen Sprengel die Pau wohnt, um Abnahme des Eides. 


Soll eine andere Beweisaufnahme erfolgen, ſo iſt dazu ein Kommiſſa⸗ 
rius zu ernennen, oder, wenn fie auswärts erfolgen muß, das auswärtige Ge⸗ 
richt zur Ernennung eines Kommiſſars 1 emater 

3 


Sobald die Beweisverhandlungen beendigt find, werden die Partheien 
unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben zur muͤndlichen Verhandlung in die 
Gerichtsſitzung und zur Entſcheidung der Sache mit der Verwarnung vorgela⸗ 
den, daß gegen den Ausbleibenden angenommen werden wuͤrde, er habe zur Un⸗ 
terſtuͤtung feiner Behauptungen und Anträge nichts weiter anzuführen. 


Das Gericht darf die Aufnahme neuer Beweiſe, ſobald derſelben eine der 
Partheien widerſpricht, nur dann geſtatten, wenn ſich dieſelben erſt aus dem 
gufgenommenen Beweiſe als vorhanden ergeben haben. Die Eideszuſchiebung 
iſt jedoch bis zur Abfaſſung des rn zuläffig. 


Ueber die mündlichen Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, = 
welches enthält: N 

1) die Namen der anweſenden Gerichtsmitglieder; 2 

2) die Namen der Partheien und ihrer Sachwalter, und ob ſie erſchienen 

ſind oder nicht; 

3) den Gegenſtand des Rechtsſtreits; 

4) den Gang der ſtattgefundenen Verhandlungen im Allgemeinen; 

5) die Zugeſtaͤndniſſe der Partheien, deren Aufzeichnung verlangt wird, ſo 
wie diejenigen Erklaͤrungen der Partheien, deren Aufnahme das Gericht 
für erheblich hält. 

Dieſer letztere Vermerk wird den Partheien vorgeleſen, und dieſe find mit 
ihrer Bemerkung uͤber deſſen Faſſung zu hören. 
> 37 


Die Ausfertigungen des Erkenntniſſes, welche am Schluſſe die Belehrung 
wegen des einzuwendenden Rechtsmittels enthalten muͤſſen, werden den Partheien 
ſelbſt, und nicht bloß den Mandataren, binnen acht Tagen nach der Verkuͤn⸗ 
dung inſinuirt. 

38 


ö F. 38. 
Das Reſtitutionsgeſuch gegen ein in Gemaͤßheit des $. 12. abgefaßtes Kon⸗MReſtitution. 
kumazialerkenntniß iſt nach Vorſchrift des Abſchnitts 3. Titel 14. der Prozeß⸗ 
Ordnung anzubringen. 
(No. 14260 > ö $. 39. 


Zweite In⸗ 
ſtanz. 


| 8.39. | 
Wird daſſelbe zulaͤſſig befunden, fo find die Partheien unter abſchriftlicher 
Mittheilung des Geſuchs an die Gegenparthei zur muͤndlichen Verhandlung nach 
den Vorſchriften des $. 18. u. ff. vorzuladen. 8 
F. 40. 
Die Appellation findet nur ſtatt, wenn der Gegenſtand der Beſchwerde 


über 50 Nthle. beträgt. 


In denjenigen Faͤllen, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung der Ap⸗ 
pellation nur Devolutiveffekt beilegt, ſoll auch im ſummariſchen Prozeſſe dieſelbe 
nur Devolutivwirkung haben. 8 N He 

Die Appellationsfriſt laͤuft vom Tage der Inſinugtion des Erkenntniſſes. 

N f a F. 41. 8 2 ü 

Enthaͤlt die Anmeldung der Appellation nicht die beſtimmte Angabe der 
Beſchwerdepunkte, die Angabe der zu deren Unterſtuͤtzung dienenden Beweismit⸗ 
tel, die Vorlegung der Abſchriften der in Bezug genommenen Urkunden und 
einen beſtimmten Antrag, ſo iſt der Appellant zur Rechtfertigung der Appellation 
vor einen Deputirten des Gerichts mit Androhung des im F. 42. ausgeſproche⸗ 
nen Nachtheils, vorzuladen, und dem Appellaten unter abſchriftlicher Mittheilung 
der Anmeldung davon Nachricht zu geben. b 


= | F. 42. 5 
Erſcheint der Appellant in dem Rechtfertigungstermine nicht, ſo wird, 
falls die Appellationsanmeldung nicht die beſtimmte Angabe der Beſchwerde⸗ 
punkte enthält, angenommen, daß er auf die Appellation verzichte, im entgegen⸗ 
geſetzten Falle aber, daß er ſich lediglich auf die Verhandlungen der erſten In⸗ 
ſtanz beziehe. Die Akten werden ſodann ſofort an den Appellationsrichter abge⸗ 
fandt, und, daß dieſes geſchehen, den Partheien bekannt gemacht. Thatſachen 
zur Begruͤndung der Appellation, welche in der Appellationsrechtfertigung nicht 
vorgebracht worden ſind, duͤrfen im ferneren Verlaufe nicht mehr geltend ge⸗ 
macht werden. i | 
N F. 43. 


Iſt die Rechtfertigung der Appellation in der Anmeldung oder in dem 
beſonderen zur Aufnahme derſelben, anberaumten Termine erfolgt, ſo wird der 
Appellat unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben, zu deren Beantwortung vor 


einen Deputirten des Gerichts, mit Androhung der in den H. 44. und 45. ges 


dachten Nachtheile, vorgeladen. = 

Der Appellat muß die Appellation vollſtaͤndig beantworten und alle zu 
deren Widerlegung dienende neue Thatſachen vorbringen. Thatſachen und Ur⸗ 
kunden, worüber er ſich nicht erklaͤrt, find für zugeſtanden und anerkannt zu hal⸗ 


ten. Neue Thatſachen duͤrfen vom Appellaten im ferneren Laufe des Verfah⸗ 


rens nicht mehr vorgebracht werden. N | 
Verſaͤumt der Appellgt den Termin, fo werden die vom Appellanten 
angeführten neuen Thatſachen für zugeſtanden und die zur Unterſtätzung der in 
erſter Inſtanz bereits angefuͤhrten Thatſgchen vorgelegten Urkunden fuͤr anerkannt 
Fu a el 


1 


er — 


gehalten, und es gehen die Einwendungen gegen die vom Appellanten angege⸗ 


benen Beweismittel verloren. 


. 46. | 
Der Appellant wird zu dem zur Beantwortung der Appellation anbe⸗ 
raumten Termine unter der Verwarnung mit vorgeladen, daß im Falle ſeines 
Ausbleibens die Abſendung der Akten zur muͤndlichen Verhandlung an den 
Appellationsrichter erfolgen wuͤrde. ; 2 


47. 5 
Nach Abhaltung des Termins zur Beantwortung der Appellationsbe⸗ 
ſchwerden werden die Akten ſofort an das Gericht zweiter Inſtanz befoͤrdert, es 
ſey denn, daß die Ausſetzung der Verhandlung bis zur Erledigung eines Editions⸗ 
punktes verfuͤgt waͤre. Den Partheien wird die Abſendung der Akten, unter Mit⸗ 
theilung einer Abſchrift der Jeane ee an den Appellanten, bekannt gemacht. 


3 5 Haben beide Partheien darauf angetragen, daß die Sache ohne muͤnd⸗ 
liche Verhandlung vor dem Appellationsrichter entſchieden werde, ſo wird ohne 
Weiteres auf ſchriftlichen Vortrag das 1 abgefaßt. 

3 


Außer dieſem Falle werden die Partheien zur muͤndlichen Verhandlung 
unter der Verwarnung vorgeladen, daß, im Falle beide Partheien nicht erſchei⸗ 
nen, auf die Akten, wie ſie liegen, erkannt, im Falle aber nur eine der Partheien 
nicht erſcheint, das Kontumazialverfahren dahin ſtattfinden wuͤrde, daß alle von 


dem Nichterſchienenen in zweiter Inſtanz vorgebrachte, ſtreitige, mit ſchriftlichen 


Beweiſen nicht unterſtuͤtzte Thatſachen für nicht angeführt erachtet, und alle von 


dem Gegentheile angefuͤhrte Thatſachen, denen noch nicht ausdruͤcklich widerſpro⸗ 


chen worden, fuͤr zugeſtanden, ſo wie die vom Gegentheile beigebrachten Urkun⸗ 
den fuͤr anerkannt angeſehen werden ſollen. 5 


Gleichzeitig wird ein Referent ernannt, welcher in der Sitzung dem Vortrage 
der Partheien eine ſchriftliche Darſtellung der bisherigen Verhandlungen voranſchickt. 
z 50 . 


Wird von beiden Theilen appellirt, ſo iſt über beide Appellationen gleich⸗ 
zeitig zu verhandeln, und daruͤber in 5 Urtheil zu erkennen. 


Die Ausfertigungen des Erkenntniſſes ſind mit den Akten dem Gerichte 
erſter Inſtanz zur ungeſaͤumten Inſinuation an die Partheien zuzufertigen: 
52 a 


Befindet ſich das Gericht erſter und zweiter Inſtanz an dem naͤmlichen 
Orte, fo dürfen die Bevollmaͤchtigten erſter Inſtanz auch bei dem Appellations⸗ 
gerichte fuͤr ihre Machtgeber auftreten. . f f f 

= F. 53. 
ten ertheilt worden find, ſollen hierbei die für die erſte Inſtanz gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen zur Richtſchnur genommen Bet 

In Anſehung des Verfahrens in dritter Inſtanz bleibt es bei den ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften. 55 
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Inſoweit fuͤr das Verfahren zweiter Inſtanz nicht beſondere Vorſchrif⸗ i 


Dritte In⸗ 
ſtanz. 


— 46 — i 
182 88 80 $. 55. san 
Adzitgtlon Adzitationsgeſuche und Litisdenunziationen ſind vom Klaͤger gleichzeitig mit 
und eiispee der Klage, vom Verklagten aber gleichzeitig mit der Klagebeantwortung, anzu⸗ 
zen, bringen, und in der Folge nur inſoweit zulaͤſſig, als die Veranlaſſung dazu ſich 
erſt ſpaͤter ergiebt. ee 


„Die Friſten zur Vorladung des Adzitaten und Litisdenunziaten ſind nach 
Vorſchrift des F. 9. zu beſtimmen. 


Das Adzitationsgeſuch und die Litisdenunziation kann auch in zweiter 
Inſtanz, jedoch nur gleichzeitig mit der Appellationsrechtfertigung oder Beant⸗ 
wortung derſelben angebracht werde. Race 


Akzeſſortſche Akzeſſoriſche Interventionen ſind nur ſo weit zulaͤſſig, als der Gang der 
Jutervention. Hauptſache dadurch nicht aufgehalten 29 g 
Rekonventlon. Die uneigentliche Rekonvention ift ſpaͤteſtens mit der Beantwortung der 


Klage anzubringen. Eignet ſich dieſelbe zur Verhandlung im ſummariſchen Pro⸗ 
zeſſe nicht, ſo ſollen Klage und Widerklage zum ordentlichen Prozeſſe verwieſen 
werden. Eignen beide aber ſich zum ſummariſchen Prozeſſe, ſo iſt die Rekon⸗ 
vention dem Kläger zur Beantwortung nach ge. 8. und 9. abſchriftlich mitzuthei⸗ 
len, und darauf nach erfolgter Beantwortung, oder nach Ablauf der Friſt, nach 
Vorſchrift des F. 18. u. ff. zu verfahren. i - 


Zweiter Abfhnitt. a 
Vom Verfahren bei Gerichten, welche kein Kollegium bilden. 
f 
Die Vorſchriften des erſten Abſchnitts, ſo weit ſie kein Kollegium vor⸗ 
ausſetzen, finden auch bei denjenigen Gerichten, welche nur mit einem oder zwei 
Richtern beſetzt find, Anwendung, inſofern nicht der gegenwaͤrtige Abſchnitt ab⸗ 
aͤndernde Veſtimmungen enthält, 1 5 ? 


| Auf die Klage wird ein Termin zur Beantwortung derſelben und zur 
weiteren muͤndlichen Verhandlung anberaumt, wozu beide Partheien, der Ver⸗ 
klagte unter abſchriftlicher Mittheilung Re Klage, vorgeladen werden. 8 


Nach beendigter muͤndlicher Verhandlung, iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
welches das Sachverhaͤltniß, die Streitpunkte und die Antraͤge der Partheien 
mur im Reſultate enthaͤlt. Dieſes Protokoll wird den Partheien, welche dabei 
mit ihren Erinnerungen zu hoͤren ſind, vorgeleſen und zur Unterſchrift vorgelegt. 
Wollen oder koͤnnen fie nicht unterſchreiben, fo iſt dies am Schluſſe des Proto⸗ 
kolls zu bemerken. 


5 e 6. | 
Nach dem Schluſſe des Protokolls iſt unter demſelben wegen Aufnahme 
des Beweiſes das Erforderliche ſofort zu verfuͤgen. Bedarf es keiner a 
5 j 5 FL BEE el Uf⸗ 


einreichen. Den Shriftf 


#7 


Aufnahme, ſo iſt das Erkenntniß in der Regel unter das Protokoll niederzu⸗ 
ſchreiben und mit dieſem auszufertigen. = 15 ; 


Die Beweiſe koͤnnen ſogleich in dem erſten Termine aufgenommen, und 
Zeugen und Sachverſtaͤndige, welche ſich am Orte des Gerichts befinden, unver⸗ 
zuͤglich zur Gerichtsſtelle beſchieden 14 BE 
8 >, 8 
Die Appellation findet Statt, wenn der Gegenſtand der Beſchwerde mehr 
als zwanzig Thaler ausmacht. f 


Dritter Titel. 
Vom Verfahren in Bagatellſachen. 
6 


$. 66. 
In Vagatellſachen ſoll bei allen Gerichten nach den Vorſchriften des 
zweiten Abſchnitts zweiten Titels dieſer Verordnung, inſoweit der gegenwaͤrtige 


Titel nicht Abweichungen vorſchreibt, 0 werden. 


Bei den Gerichten, welche ein Kollegium bilden, ſind einzelne Kommiſſa⸗ 
rien zur Verhandlung und En u Dagatellfachen zu ernennen. 


In der erſten, an den Verklagten ergehenden, Vorladung iſt zugleich zu 
beſtimmen, was derſelbe dem Klaͤger zu leiſten hat, mit der Verwarnung, daß, 
falls die Klage in gehoͤriger Zeit nicht beantwortet werde, die erlaſſene Beſtim⸗ 
mung gleich einem Kontumazialerkenntniß ohne Weiteres zur Vollſtreckung ge⸗ 
bracht werden wuͤrde. ir Ru 


F. 69. 

Gegen dieſe, die Stelle eines Kontumazial⸗Erkenntniſſes vertretende Ver⸗ 
fuͤgung ſoll, im Falle die Sache nicht appellabel iſt, die Reſtitution nach Vorſchrift 
der HF. 38. und 39. dieſer Verordnung, ſonſt aber nur die Appellation zuge⸗ 
laſſen werden. : 

eu Vierter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
a ö F. 70. 5 155 f 

Klage, Appellation und Reviſion, fo wie deren Beantwortungen, koͤnnen 
mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich in oder vor dem dazu anberaumten Ter⸗ 
mine angebracht werden. Hat jedoch eine Parthei einen Juſtizkommiſſar zu ihrem 
Bevollmaͤchtigten beſtellt, 15 muß dieſer die Antraͤge und Erklaͤrungen ſchriftlich 

gen iſt eine Abſchrift derſelben für den Gegentheil 


beizufuͤgen. g 


1 $. 71. 
Die Partheien können ihre Schriftſaͤtze ſelbſt verfaſſen; doch ſoll wegen 
e eines Schriftſatzes niemals die Verlegung eines Termins ſtatt 
nden. d 
Saͤmmtliche prozeßleitende Verfuͤgungen werden in der Regel durch De⸗ 
(Ho. 1426.) ; krets⸗ 


— 48 — SEE 


kretsabſchriften, welche von dem Kanzleivorſtande zu beglaubigen ſind, an die Be⸗ 
theiligten erlaſſen. Ich) ER EN 


— 


8 ee 

Zu Verhandlungen des Mandats- und des ſummariſchen Prozeſſes ſoll 
es bei den größeren Gerichten nur einer Deputation von drei Mitgliedern in er⸗ 
ſter Inſtanz, und von fuͤnf Mitgliedern in zweiter Inſtanz, bei den Gerichten 
aber, welche nur mit zwei Richtern beſetzt ſind, nur eines derſelben, in allen 

Fällen jedoch der Zuziehung eines Protokollfuͤhrers beduͤrfen. e 
Ein Protokollfuͤhrer muß auch bei dem Verfahren in Bagatellſachen zu⸗ 
gezogen werden. c 5 i 
Bei Gerichten, welche nur mit drei Mitgliedern beſetzt ſind, wird im 
Verhinderungsfalle eines derſelben deſſen Stelle durch einen Referendar, oder 
durch einen zum Richtergmte verpflichteten Aktuar vertreten. Iſt ein Referendar 
oder ein ſolcher Aktuar bei dem Gerichte nicht vorhanden, fo iſt nach Vorſchrift 


des Abſchnitts 2. Titel II. dieſer Verordnung zu verfahren. 
5 ; 74 


Bei dem Mandats- und dem ſummariſchen Prozeſſe, ſo wie bei dem 
Verfahren in Bagatellſachen, kommen die Vorſchriften der Titel 1. bis 25. ein⸗ 
ſchließlich, der Prozeßordnung inſoweit zur Anwendung, als die gegenwaͤrtige Ver⸗ 
ordnung nicht abweichende Den enthält. ; : 


Eignet ſich eine Forderung nach den Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen 
Verordnung zu mehrkren der hier aufgeftellten beſonderen Prozeßarten, ſo geht 
der Mandatsprozeß dem ſummgriſchen und Vagatellprozeſſe, letzterer aber dem 
ſummariſchen Prozeſſe vor. 0 56 ö Er 
; 10. 8 NER 
Inſofern in der Prozeßordnung ein beſonderes oder abgekuͤrztes Verfah⸗ 
ren fuͤr Gegenſtaͤnde, welche nicht zu den in der gegenwaͤrtigen Verordnung be⸗ 
weben gehoͤren, angeordnet worden iſt, hat es bei jenem Verfahren ſein Be⸗ 
wenden. . a 


F. 77. N 5 

f Alle ſeit dem 1. Oktober d. J. bei den Gerichten anhaͤngig gemachten 
Prozeſſe, welche ſich zur Verhandlung nach der gegenwaͤrtigen Verordnung 
eignen, ſollen nach den Vorſchriften derſelben eingeleitet und entſchieden werden. 

Dagegen ſollen die vor dem 1. Oktober d. J. anhaͤngig gemachten Pro⸗ 
zeſſe nach den bisherigen Vorſchriften beendigt werden. n EN 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. H LE 9 


Gegeben Berlin, den Iften Juni 1833. sc 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
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